
 

  

S 12 SO 27/21

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hessen
Sozialgericht Sozialgericht Kassel
Sachgebiet Sozialhilfe
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Nichtförmlichkeit des

Verwaltungsverfahrens
Formgebundenheit des Widerspruchs
elektronische Form
qualifiziert elektronische Signatur
Authentifikation des Datenübermittlers
keine Benachteiligung wegen
Behinderung

Leitsätze 1. Durch einfache E-Mail wird die nach §
84 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 36a Abs. 2  
SGB I erforderliche Form des
Widerspruchs nicht gewahrt.
2. Das in § 84 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 36a
Abs. 2 SGB I geregelte Formerfordernis
verstößt weder gegen das
Benachteiligungsverbot noch gegen den
Förderauftrag von Art. 3 Abs. 3 GG. 
 

Normenkette § 9 SGB X
§ 78 SGG
§ 84 Abs. 1 Satz 1 SGG
§ 36a Abs. 2 SGB I,
§ 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz
Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG
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Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Kassel
vom 16. Juli 2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Die Beteiligten haben einander auch fÃ¼r das Berufungsverfahren keine Kosten zu
erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist die Kommunikation des KlÃ¤gers mit dem Beklagten
per E-Mail im Streit.

Der 1962 geborene, alleinstehende KlÃ¤ger ist Fachjournalist fÃ¼r IT-Technik. Er
leidet an einer psychischen StÃ¶rung mit funktionellen Organbeschwerden,
SchwerhÃ¶rigkeit, StimmstÃ¶rung, Asthma bronchiale, Bluthochdruck, Reizmagen,
GangstÃ¶rung bei Ã�bergewicht mit Stauungserscheinungen beider Beine,
Polyneuropathie, WirbelsÃ¤ulen- und Gelenkbeschwerden. Nach einer
Lungenembolie steht er unter Antikoagulanziendauerbehandlung. Er ist
schwerbehindert mit einem Grad der Behinderung von 70, das Merkzeichen
â��Gâ�� ist festgestellt. Seit 1. April 2014 bezieht er eine Rente wegen voller
Erwerbsminderung sowie Leistungen nach dem 4. Kapitel des Sozialgesetzbuches
â�� Sozialhilfe (SGB XII), Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung. Seit
29. Juli 2019 erhÃ¤lt er weiterhin Leistungen des Pflegegrades 1.

Gegen einen ihm erteilten Leistungsbescheid des Beklagten vom 27. Januar 2021
(Bl. 1538 Verwaltungsakte â�� VA) legte der KlÃ¤ger am 27. Januar 2021 per
einfacher E-Mail Widerspruch (Bl. 1538 VA) ein, worauf ihm der Beklagte mit
Schreiben vom 27. Januar 2021 (Bl. 1553 VA) mitteilte, dass der Widerspruch als
unzulÃ¤ssig zurÃ¼ckgewiesen werden mÃ¼sse, da die Widerspruchseinlegung per
einfacher E-Mail erfolgt sei. GemÃ¤Ã� Â§ 84 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) sei
der Widerspruch binnen eines Monats, nachdem der Verwaltungsakt dem
Beschwerten bekannt gegeben worden sei, schriftlich, in elektronischer Form nach
Â§ 36a Abs. 2 Sozialgesetzbuch â�� Allgemeiner Teil (SGB I) oder zur Niederschrift
bei der Stelle einzureichen, die den Verwaltungsakt erlassen habe. Nach Â§ 92 SGG,
der die Anforderungen an den Inhalt einer Klageschrift normiere, werde zwar
Ã¼berwiegend gefordert, dass an den Widerspruch keine hÃ¶heren Anforderungen
gestellt werden kÃ¶nnten als an die Klage. GemÃ¤Ã� Â§ 60a Abs. 1 SGG kÃ¶nnten
die Beteiligten einem Gericht auch elektronischer Dokumente Ã¼bermitteln, soweit
dies fÃ¼r den jeweiligen ZustÃ¤ndigkeitsbereich durch Rechtsverordnung der
Bundesregierung oder der Landesregierung zugelassen worden sei. Nach den
MaÃ�gaben der Verordnung Ã¼ber den elektronischen Rechtsverkehr bei
hessischen Gerichten und Staatsanwaltschaften sei das Einreichen von
elektronischen Dokumenten jedoch lediglich bei den entsprechenden Gerichten und
Staatsanwaltschaften zulÃ¤ssig. FÃ¼r Dokumente, die, wie der Widerspruch, einem
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schriftlich zu unterzeichnenden SchriftstÃ¼ck gleichstÃ¼nden, sei eine qualifizierte
elektronische Signatur nach Â§ 2 Nr. 3 des Signaturgesetzes (SigG) vorgeschrieben.
Diesem Erfordernis entspreche die E-Mail des KlÃ¤gers nicht. Qualifizierte
elektronische Signaturen seien elektronische Signaturen, die auf einem zum
Zeitpunkt der Erzeugung gÃ¼ltigen qualifizierten Zertifikat beruhten und mit einer
sicheren Signaturerstellungseinheit erzeugt wÃ¼rden. Trotz der VerfÃ¼gbarkeit
moderner Kommunikationsmittel und dem sich allgemein durch
BÃ¼rgerfreundlichkeit und fehlender Formstrenge auszeichnenden
sozialrechtlichen Verwaltungs- und Gerichtsverfahren mÃ¼ssten fÃ¼r die
Wirksamkeit der Widerspruchseinlegung zur Sicherung der AuthentizitÃ¤t- und
Sicherungsfunktion besondere Anforderungen erfÃ¼llt sein. FÃ¼r den
Widerspruchsgegner mÃ¼sse erkennbar sein, dass der Widerspruch vom
WiderspruchsfÃ¼hrer herrÃ¼hre und dieser die Widerspruchsschrift wissentlich und
willentlich in den Verkehr gebracht habe. Diese Sicherung der AuthentizitÃ¤t sei
durch einfache E-Mails nicht gewÃ¤hrleistet. Der Absender sei nicht ausreichend
sicher identifizierbar und es bestehe eine grÃ¶Ã�ere Gefahr von Missbrauch und
TÃ¤uschung durch Unbefugte. Mit am 29. Januar 2021 beim Beklagten
eingegangenen Faxschreiben vom 28. Januar 2021 erhob der KlÃ¤ger Widerspruch
gegen den Bescheid vom 27. Januar 2021, der mit Widerspruchsbescheid vom 30.
April 2021 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckgewiesen wurde. Die hiergegen erhobene
Klage wurde abgewiesen (Sozialgericht Kassel, Gerichtsbescheid vom 16. Juli 2021,
Az. S 12 SO 21/21), das Berufungsverfahren ist unter dem Aktenzeichen L 4 SO
178/21 anhÃ¤ngig.

Am 23. MÃ¤rz 2021 hat der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht in Kassel mit dem
Begehren erhoben, den Beklagten zu verpflichten, mit ihm generell â�� auch bei
formgebundenen Schriftverkehr, wie z.B. bei der Einlegung von WidersprÃ¼chen
â�� per einfacher E-Mail zu kommunizieren.

Er hat vorgetragen, er sei nicht in der Lage einen Briefkasten oder eine Postfiliale
aufzusuchen und kÃ¶nne auch seine Wohnung nicht mehr verlassen. Sein eigener
Briefkasten werde einmal wÃ¶chentlich durch seine PflegekrÃ¤fte geleert. Er
kommuniziere schon viele Jahre mit dem Beklagten per einfacher E-Mail, dabei sei
es nie zu Nachweisproblemen gekommen. Das Verlangen, elektronisch nur noch mit
einer qualifizierten elektronischen Signatur zu kommunizieren, sei unsinnige
WillkÃ¼r. Gerade auch schwerbehinderten normalen BÃ¼rgern, die nicht mobil
seien, werde die Kommunikation massiv erschwert statt eine barrierefreie
Kommunikation zu ermÃ¶glichen. Die technisch notwendige Ausstattung und der
Aufwand, die Kosten in HÃ¶he von ca. 300 Euro verursachten, wÃ¼rden bei der
Leistungsbemessung nach dem SGB XII nicht berÃ¼cksichtigt und mÃ¼ssten â��
bestehe der Beklagte darauf â�� vom Beklagten fÃ¼r ihn Ã¼bernommen werden.
Die Kommunikation mit einfacher E-Mail und gegenseitiger EingangsbestÃ¤tigung
sei jedoch vÃ¶llig ausreichend.

Der Beklagte hat vorgetragen, die gesetzlich normierte Schriftform des
Widerspruchs gemÃ¤Ã� Â§ 36 a SGB I kÃ¶nne im formgebundenen Schriftverkehr
durch eine elektronische Form nur ersetzt werden, wenn die E-Mail eine qualifizierte
elektronische Signatur enthalte. Er hat klarstellend darauf hingewiesen, dass dem
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KlÃ¤ger nicht generell jede elektronische Kommunikation per einfacher E-Mail mit
der Fachabteilung des Beklagten verwehrt sei. Gerade bezogen auf den KlÃ¤ger
habe sich die E-Mail-Kommunikation zwischen ihm und der Fachabteilung bewÃ¤hrt.
Besonderheiten seien aber im Falle rechtserheblicher ErklÃ¤rungen zu beachten,
fÃ¼r die gesetzlich ein Schriftformerfordernis vorgesehen sei, wie z.B. die Einlegung
eines fÃ¶rmlichen Widerspruchs. Ferner werde dem Schriftformerfordernis des
Widerspruchs auch durch ein schlichtes Telefax genÃ¼gt, wie es vom KlÃ¤ger in
FÃ¤llen der Klageerhebung beim Sozialgericht Kassel bereits wiederholt praktiziert
worden sei. Ein RechtsschutzbedÃ¼rfnis des KlÃ¤gers sei nicht gegeben.

Mit Gerichtsbescheid vom 16. Juli 2021 hat das Sozialgericht nach AnhÃ¶rung der
Beteiligten die Klage abgewiesen. Die Klage sei aus den GrÃ¼nden der
AusfÃ¼hrungen des Beklagten im Schreiben vom 27. Januar 2021 und den weiteren
AusfÃ¼hrungen des Beklagten im Klageverfahren hierzu unbegrÃ¼ndet. Die
insoweit geltend gemachten AnsprÃ¼che stÃ¼nden dem KlÃ¤ger nicht zu. Sinn und
Zweck qualifizierter elektronischer E-Mails und deren Bedeutung fÃ¼r einen
sicheren Rechtsverkehr bedÃ¼rften, nicht zuletzt im Hinblick auf die sich jÃ¼ngst
hÃ¤ufenden Hackerangriffe auf Institutionen o.Ã¤., fÃ¼r einen ehemaligen
Fachjournalisten fÃ¼r IT-Technik keiner weiteren ErlÃ¤uterung. Zum Erfordernis der
Verwendung elektronisch qualifizierter E-Mails im formgebundenen Rechtsverkehr
hat das Sozialgericht auf sozialgerichtliche Rechtsprechung und sozialrechtliche
Fachliteratur verwiesen.Â 

Gegen den ihm am 20. Juli 2021 zugestellten Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger am
12. August 2021 Berufung beim Hessischen Landessozialgericht eingelegt.Â 

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt vor, es sei aufgrund seiner Schwerbehinderung dringend
notwendig, mit BehÃ¶rden, Ã¶ffentlichen Einrichtungen und Gerichten jedweder Art
einfach und unkompliziert per E-Mail zu kommunizieren. Dies sei zum Beispiel in
den USA wie auch in vielen anderen LÃ¤ndern der Welt nach einmaligem Ausweisen
und folgender Registrierung problemlos mÃ¶glich und zwar auch im Falle von
Eingaben, AntrÃ¤gen, WidersprÃ¼chen und Klagen. In Deutschland sei dies noch
immer nicht mÃ¶glich, weil verfÃ¼gbare Technik von deutschen BehÃ¶rden und der
fÃ¼r die Gerichte zustÃ¤ndigen Verwaltungen nicht professionell angewandt werde.
Soweit das Sozialgericht auf sog. Hacker-Angriffe hinweise, seien diese nur
mÃ¶glich, weil unsichere und technisch unzureichende (Server-)Betriebssysteme
genutzt und unzureichend gewartet wÃ¼rden. Die Kosten fÃ¼r eine
hochqualifizierte tÃ¤gliche Wartung wÃ¼rden gescheut. Soweit angeboten werde,
mit sogenannter DE-Mail Ã¼ber das System EGVP mit BehÃ¶rden und Gerichten zu
kommunizieren, sei dies fÃ¼r Sozialleistungsbezieher wie ihm nicht zu bezahlen,
zudem fÃ¼r schwerbehinderte Menschen, die nicht in der Lage seien, sich z. B.
fÃ¼r die DE-Mail mittels Personalausweis per Postident in einer Postfiliale
auszuweisen. Kosten fÃ¼r DE-Mail und EGVP (digitaler Personalausweis mit Lichtbild
ca. 50 Euro, LesegerÃ¤t zum Anschluss an den PC ca. 80 Euro, Governikus-EGVP-
Software ca. 150 Euro) seien auch nicht in der Regelbedarfsbemessung des SGB XII
enthalten. Er habe einen Anspruch auf barrierefreie Kommunikation, er werde
benachteiligt in seinen Rechten und AnsprÃ¼chen als behinderter Mensch im Sinne
von Art. 3 Abs. 3 Satz 2 Grundgesetz (GG) und i. S. des Ã�bereinkommens der
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Vereinten Nationen Ã¼ber die Rechte von Menschen mit Behinderungen.Â 

Der KlÃ¤ger beantragt (sinngemÃ¤Ã�),Â 
den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Kassel vom 16. Juli 2021 aufzuheben und
den Beklagten zu verpflichten, mit ihm generell per einfacher E-Mail zu
kommunizieren und es ihm gleichzeitig und insbesondere zu erlauben,
formgebundenen Schriftverkehr, wie z.B. bei der Einlegung von WidersprÃ¼chen,
per einfacher E-Mail zu fÃ¼hren.

Der Beklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er macht sich die BegrÃ¼ndung der Entscheidung des Sozialgerichts, die er fÃ¼r
zutreffend hÃ¤lt, zu Eigen und verweist weiterhin auf seine AusfÃ¼hrungen im
Schreiben vom 27. Januar 2021 und im erstinstanzlichen Verfahren.

Wegen des Sach- und Streitstandes im Einzelnen wird auf den Inhalt der
Gerichtsakten sowie der im Verfahren L 4 SO 178/21 und L 4 SO 182/21 vorgelegten
Verwaltungsakten Bezug genommen, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Der Senat konnte trotz des Ausbleibens der Beteiligten aufgrund des Termins zur
mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 18. Oktober 2023 entscheiden, weil sie mit der
Terminmitteilung vom 18. September 2023 ordnungsgemÃ¤Ã�e Mitteilung vom
Termin erhalten haben und darauf hingewiesen worden sind, dass auch im Falle
ihres Ausbleibens Beweis erhoben, verhandelt und entschieden werden kann (Â§
110 SGG). Die Terminmitteilungen sind dem KlÃ¤ger am 5. Oktober 2023 durch
Einlegung in den Briefkasten seiner Wohnung und dem Beklagten am 4. Oktober
2023 jeweils zugestellt worden.

Die zulÃ¤ssige Berufung des KlÃ¤gers ist nicht begrÃ¼ndet.

Die Klage ist, soweit der KlÃ¤ger die Verpflichtung des Beklagten begehrt, mit ihm
auÃ�erhalb des formgebundenen Schriftverkehrs per einfacher E-Mail zu
kommunizieren, bereits unzulÃ¤ssig.Â 

Dem Begehren fehlt das RechtsschutzbedÃ¼rfnis, da der Beklagte dem KlÃ¤ger
entsprechend dem Grundsatz der NichtfÃ¶rmlichkeit des Verwaltungsverfahrens,
vgl. Â§ 9 Satz 1 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) â��
Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz (vgl. hierzu SchÃ¼tze/Roller, 9.
Aufl. 2020, SGB X Â§ 9 Rn. 4, 5), die Kommunikation mittels einfacher E-Mail nicht
generell verwehrt, sondern vielmehr in der Vergangenheit â�� das ist aus den in
den Verfahren L 4 SO 178/21 und L 4 SO 182/21 vorgelegten
VerwaltungsvorgÃ¤ngen deutlich ersichtlich â�� ermÃ¶glicht und auch selbst â��
im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen â�� genutzt hat. Der Beklagte hat
dementsprechend bereits erstinstanzlich mit Schriftsatz vom 21. April 2021 (Bl. 12
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Gerichtsakte) klargestellt, dass sich diese Art der Kommunikation zwischen den
Beteiligten bewÃ¤hrt hat. Eine gerichtliche Entscheidung ist daher nicht geeignet,
die Rechtsposition des KlÃ¤gers zu verbessern.

Die Klage ist jedenfalls unbegrÃ¼ndet, soweit der KlÃ¤ger die Verpflichtung des
Beklagten begehrt, formgebundenen Schriftverkehr, insbesondere die Einlegung
von WidersprÃ¼chen, mittels einfacher E-Mail zuzulassen.Â 

Nach Â§ 84 Abs. 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) unterliegt der Widerspruch
gegen einen Verwaltungsakt Formerfordernissen. Er ist schriftlich, in elektronischer
Form nach Â§ 36a Abs. 2 Sozialgesetzbuch Erstes Buches (SGB I) â�� Allgemeiner
Teil â�� oder zur Niederschrift bei der Stelle einzureichen, die den Verwaltungsakt
erlassen hat. Durch die ErwÃ¤hnung der elektronischen Form nach Â§ 36a Abs. 2
SGB I in Â§ 84 SGG (in der seit 1. Januar 2018 geltenden Fassung) ist deutlich, dass
nach dem SGG nicht die einfache E-Mail ausreicht, sondern dass die Erfordernisse
einer qualifizierten elektronischen Signatur bzw. die Versendung eines
elektronischen Dokuments an die BehÃ¶rde mit der Versandart nach Â§ 5 Absatz 5
des De-Mail-Gesetzes oder durch sonstige sichere Verfahren, die durch
Rechtsverordnung der Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates
festgelegt werden, welche den DatenÃ¼bermittler (Absender der Daten)
authentifizieren und die IntegritÃ¤t des elektronisch Ã¼bermittelten Datensatzes
sowie die Barrierefreiheit gewÃ¤hrleisten, erfÃ¼llt sein mÃ¼ssen (Â§ 36a Abs. 2
Satz 4 Nr. 2 und 4 SGB I). Dies entspricht dem Sinn der Regelung des Â§ 84 Abs. 1
SGG, dass nÃ¤mlich nur solche an die BehÃ¶rde gerichtete Schreiben als
Widerspruch gewertet werden, aus denen sich klar ergibt, dass sie von dem
Betreffenden willentlich in den Verkehr gebracht worden sind. Es ist daher auch
allgemeine Meinung, dass durch die einfache E-Mail die Form nicht gewahrt ist (vgl.
Schmidt in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13. Auflage 2020, Â§ 84
Rn. 3 m. w. N. der Rechtsprechung; Becker in Roos/Wahrendorf/MÃ¼ller, BeckOGK,
Stand 1. August 2023, Â§ 84 SGG, Rn 9; Gall in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGG, 2.
Aufl., Â§ 84 SGG [Stand: 15. Juni 2022], Rn. 15; H. MÃ¼ller in: Ory/Weth, jurisPK-ERV
Band 3, 2. Aufl., Â§ 84 SGG [Stand: 4. Oktober 2023], Rn. 167; JÃ¼ttner in:
Fichte/JÃ¼ttner, SGG, Â§â��84 [Frist und Form], Rn. 4; Binder in Berchtold, HK-SGG,
6. Auflage 2021, SGG Â§ 84 Rn. 4, beck-online; HLSG, Beschluss vom 11. Juli 2007
â�� L 9 AS 161/07 ER â��, Rn. 6, juris; LSG Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 4.
November 2021 â�� L 11 AS 632/20 â��, Rn. 20 â�� 23, juris; zur Einhaltung des
Formerfordernisses bei Stellung eines PKH-Antrags bei Gericht vgl. BSG, Beschluss
vom 30. Januar 2017 â�� B 1 KR 14/16 S â��, Rn. 5, juris; bzw. bei
Berufungseinlegung: BSG, Urteil vom 12. Oktober 2016 â�� B 4 AS 1/16 R â��, 
BSGE 122, 71, juris Rn. 11; zur Beschwerdeeinlegung BVerwG, Beschluss vom 2. Juli
2020 â�� 2 WRB 1/20 â��, BVerwGE 169, 112, juris Rn. 15).Â 

Auch sonstiger formgebundener Schriftverkehr ist nur unter den Bedingungen von 
Â§ 36a SGB I in elektronischer Form mÃ¶glich. Die Vorschrift lautet:
(1) Die Ã�bermittlung elektronischer Dokumente ist zulÃ¤ssig, soweit der
EmpfÃ¤nger hierfÃ¼r einen Zugang erÃ¶ffnet.
(2) 1Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Schriftform kann, soweit nicht durch
Rechtsvorschrift etwas anderes bestimmt ist, durch die elektronische Form ersetzt
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werden. 2Der elektronischen Form genÃ¼gt ein elektronisches Dokument, das mit
einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist. 3Die Signierung mit einem
Pseudonym, das die Identifizierung der Person des SignaturschlÃ¼sselinhabers
nicht unmittelbar durch die BehÃ¶rde ermÃ¶glicht, ist nicht zulÃ¤ssig. 4Die
Schriftform kann auch ersetzt werdenÂ 
1. durch unmittelbare Abgabe der ErklÃ¤rung in einem elektronischen Formular, das
von der BehÃ¶rde in einem EingabegerÃ¤t oder Ã¼ber Ã¶ffentlich zugÃ¤ngliche
Netze zur VerfÃ¼gung gestellt wird;
2. bei AntrÃ¤gen und Anzeigen durch Versendung eines elektronischen Dokuments
an die BehÃ¶rde mit der Versandart nach Â§ 5 Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes;Â 
3. bei elektronischen Verwaltungsakten oder sonstigen elektronischen Dokumenten
der BehÃ¶rden durch Versendung einer De-Mail-Nachricht nach Â§ 5 Absatz 5 des
De-Mail-Gesetzes, bei der die BestÃ¤tigung des akkreditierten Diensteanbieters die
erlassende BehÃ¶rde als Nutzer des De-Mail-Kontos erkennen lÃ¤sst;Â 
4. durch sonstige sichere Verfahren, die durch Rechtsverordnung der
Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates festgelegt werden, welche den
DatenÃ¼bermittler (Absender der Daten) authentifizieren und die IntegritÃ¤t des
elektronisch Ã¼bermittelten Datensatzes sowie die Barrierefreiheit gewÃ¤hrleisten;
der IT-Planungsrat gibt Empfehlungen zu geeigneten Verfahren ab.
5In den FÃ¤llen des Satzes 4 Nummer 1 muss bei einer Eingabe Ã¼ber Ã¶ffentlich
zugÃ¤ngliche Netze ein elektronischer IdentitÃ¤tsnachweis nach Â§ 18 des
Personalausweisgesetzes, nach Â§ 12 des eID-Karte-Gesetzes oder nach Â§ 78
Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes erfolgen; in der Kommunikation zwischen dem
Versicherten und seiner Krankenkasse kann die IdentitÃ¤t auch mit der
elektronischen Gesundheitskarte nach Â§ 291a des FÃ¼nften Buches oder mit der
digitalen IdentitÃ¤t nach Â§ 291 Absatz 8 des FÃ¼nften Buches elektronisch
nachgewiesen werden.
(2a) 1Ist durch Rechtsvorschrift die Verwendung eines bestimmten Formulars
vorgeschrieben, das ein Unterschriftsfeld vorsieht, wird allein dadurch nicht die
Anordnung der Schriftform bewirkt. 2Bei einer fÃ¼r die elektronische Versendung
an die BehÃ¶rde bestimmten Fassung des Formulars entfÃ¤llt das Unterschriftsfeld.
(3) 1Ist ein der BehÃ¶rde Ã¼bermitteltes elektronisches Dokument fÃ¼r sie zur
Bearbeitung nicht geeignet, teilt sie dies dem Absender unter Angabe der fÃ¼r sie
geltenden technischen Rahmenbedingungen unverzÃ¼glich mit. 2Macht ein
EmpfÃ¤nger geltend, er kÃ¶nne das von der BehÃ¶rde Ã¼bermittelte elektronische
Dokument nicht bearbeiten, Ã¼bermittelt sie es ihm erneut in einem geeigneten
elektronischen Format oder als SchriftstÃ¼ck.
(4) 1Die TrÃ¤ger der Sozialversicherung einschlieÃ�lich der Bundesagentur fÃ¼r
Arbeit, ihre VerbÃ¤nde und Arbeitsgemeinschaften verwenden unter Beachtung der
GrundsÃ¤tze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit im jeweiligen
Sozialleistungsbereich Vertrauensdienste, die eine gemeinsame und
bundeseinheitliche Kommunikation und Ã�bermittlung der Daten und die
Ã�berprÃ¼fbarkeit der qualifizierten elektronischen Signatur auf Dauer
sicherstellen. 2Diese TrÃ¤ger sollen Ã¼ber ihren jeweiligen Bereich hinaus
Vertrauensdienste im Sinne des Satzes 1 verwenden. 3Die SÃ¤tze 1 und 2 gelten
entsprechend fÃ¼r die Leistungserbringer nach dem FÃ¼nften und dem Elften Buch
und die von ihnen gebildeten Organisationen.
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Â§ 36a SGB I und Â§ 84 SGG stellen zwingendes Gesetzesrecht dar und sind daher
in ihrem Geltungsbereich anzuwenden, auch wenn andere Rechtsordnungen â��
wie der KlÃ¤ger ausfÃ¼hrt â�� insoweit weniger strenge Anforderungen an die
elektronische Kommunikation stellen sollten.

Auch aus Art. 3 Abs. 3 Satz 2 Grundgesetz (GG) folgt fÃ¼r das Begehren des
KlÃ¤gers nichts Anderes.Â 

Aus Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG ergibt sich fÃ¼r den Staat ein Auftrag, Menschen
wirksam davor zu schÃ¼tzen, wegen einer Behinderung benachteiligt zu werden.
Eine Benachteiligung wegen einer Behinderung liegt vor, wenn einem Menschen
wegen einer Behinderung Entfaltungs- und BetÃ¤tigungsmÃ¶glichkeiten
vorenthalten werden, die anderen offenstehen, soweit dies nicht durch eine auf die
Behinderung bezogene FÃ¶rdermaÃ�nahme hinlÃ¤nglich kompensiert wird (BVerfG,
Beschluss vom 16. Dezember 2021 â�� 1 BvR 1541/20 â��, BVerfGE 160, 79, juris
Rn. 91). Als subjektives Abwehrrecht umfasst Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG das Verbot
unmittelbarer und mittelbarer Diskriminierung, also von Unterscheidungen mit
benachteiligender Wirkung. Diese liegt nicht nur bei Regelungen und MaÃ�nahmen
vor, die die Situation von Behinderten verschlechtern, sondern auch bei einem
Ausschluss von Entfaltungs- und BetÃ¤tigungsmÃ¶glichkeiten durch die Ã¶ffentliche
Gewalt, der nicht hinlÃ¤nglich kompensiert wird. Eine rechtliche Schlechterstellung
von behinderten Menschen ist nur dann zu rechtfertigen, wenn sie unerlÃ¤sslich ist,
um behindertenbezogenen Besonderheiten Rechnung zu tragen (BVerfG, Beschluss
vom 16. Dezember 2021 â�� 1 BvR 1541/20 â��, BVerfGE 160, 79, Rn. 93).

Beim KlÃ¤ger liegt zwar eine Behinderung vor, wie sich zwanglos aus dem bei ihm
festgestellten Grad der Behinderung von 70 und dem Merkzeichen â��Gâ�� ergibt.
Indessen fehlt es bereits an einer Benachteiligung wegen der bei ihm bestehenden
Behinderungen, soweit Â§ 84 SGG auch von ihm die Einhaltung des dort statuierten
Formerfordernisses bei der Widerspruchseinlegung auferlegt. Denn er ist hierdurch
nicht in seine Entfaltungs- und BetÃ¤tigungsmÃ¶glichkeiten â�� hier konkret der
MÃ¶glichkeit der Erhebung des zur DurchfÃ¼hrung des Vorverfahrens nach Â§ 78
SGG erforderlichen Widerspruchs und damit der Inanspruchnahme von
Rechtsschutz nach Art. 19 Abs. 4 GG â�� benachteiligt, selbst wenn man die von
ihm mit Schriftsatz vom 7. Oktober 2023 beschriebenen, sich nach seinem Vortrag
ergebenden Erschwernisse bei der Einrichtung eines Â§ 84 Satz 1 i. V. m. Â§ 36a
Abs. 2 SGB I konformen Ã�bertragungswegs bzw. einer MÃ¶glichkeit zur
qualifizierten elektronischen Signatur berÃ¼cksichtigt. Denn dem KlÃ¤ger steht â��
weiterhin â�� die von ihm auch gegenÃ¼ber dem Gericht genutzte MÃ¶glichkeit
der Widerspruchseinlegung mittels Faxschreiben zur VerfÃ¼gung.

Art. 3 Abs. 3 GG beinhaltet auÃ�er einem Benachteiligungsverbot auch einen
FÃ¶rderauftrag. Er vermittelt einen Anspruch auf die ErmÃ¶glichung
gleichberechtigter Teilhabe nach MaÃ�gabe der verfÃ¼gbaren finanziellen,
personellen, sachlichen und organisatorischen MÃ¶glichkeiten. Dem Gesetzgeber
steht bei der ErfÃ¼llung grundrechtlicher Schutzpflichten grundsÃ¤tzlich ein weiter
EinschÃ¤tzungs-, Wertungs- und Gestaltungsspielraum zu. Dessen Umfang hÃ¤ngt
von verschiedenen Faktoren ab, im Besonderen von der Eigenart des in Rede
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stehenden Sachbereichs und der Bedeutung der betroffenen RechtsgÃ¼ter. Aus
einer grundrechtlichen Schutzpflicht folgt in der Regel keine bestimmte
Handlungsvorgabe. Die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers kann sich nur unter
besonderen UmstÃ¤nden so verengen, dass allein durch eine bestimmte
MaÃ�nahme dem Schutzgebot GenÃ¼ge getan werden kann. Innerhalb seines
Spielraums kann sich der Gesetzgeber fÃ¼r Regelungen des materiellen Rechts
ebenso entscheiden wie fÃ¼r solche des Verfahrensrechts, soweit dies fÃ¼r einen
effektiven Grundrechtsschutz erforderlich ist (BVerfG, Beschluss vom 16. Dezember
2021 â�� 1 BvR 1541/20 â��, BVerfGE 160, 79, juris Rn. 99 m. w. N.).Â 

Unter BerÃ¼cksichtigung dieser verfassungsrechtlichen GrundsÃ¤tze besteht fÃ¼r
den Senat keine Veranlassung, Â§ 84 SGG bzw. Â§ 36a SGB I Ã¼ber ihren klaren
Wortlaut hinaus dahingehend auszulegen, dass dem KlÃ¤ger formgebundener
Schriftverkehr mittels einfacher E-Mail zu ermÃ¶glichen ist. Denn jedenfalls vor dem
Hintergrund der MÃ¶glichkeit, Rechtsbehelfe mit Faxschreiben formgerecht zu
erheben, verengt sich die sich aus Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG ergebende Schutzpflicht
insoweit nicht. Vielmehr bleibt es dem Gesetzgeber im Rahmen seiner
Gestaltungsfreiheit Ã¼berlassen, den barrierefreien Zugang zu behÃ¶rdlichem und
gerichtlichem Rechtsschutz nÃ¤her auszugestalten. Soweit der KlÃ¤ger auf
sozialgerichtliche Rechtsprechung hinsichtlich des Anspruchs auf barrierefreie
ZugÃ¤nglichkeitsmachung von Dokumenten hinweist (LSG Berlin-Brandenburg,
Beschluss vom 1. Oktober 2012, L 18 AS 2413/12 B ER, SÃ¤chs. LSG, Urteil vom 16.
MÃ¤rz 2016, L 8 SO 10/14, SG Hamburg, Urteil vom 30. Juni 2023, S 39 AS 517/23),
befassen sich diese Entscheidungen nicht mit den Formerfordernissen von Â§ 84
SGG und Â§ 36a SGB I.

Auch aus Art. 13 Abs. 1 des Ã�bereinkommens der Vereinten Nationen Ã¼ber die
Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN- Behindertenrechtskonvention, UN-
BRK), nach dem die Vertragsstaaten Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt
mit anderen wirksamen Zugang zur Justiz gewÃ¤hrleisten, unter anderem durch
verfahrensbezogene und altersgemÃ¤Ã�e Vorkehrungen, um ihre wirksame
unmittelbare und mittelbare Teilnahme, einschlieÃ�lich als Zeugen und Zeuginnen,
an allen Gerichtsverfahren, auch in der Ermittlungsphase und in anderen
Vorverfahrensphasen, zu erleichtern, ergibt sich nichts anderes. Die Norm steht im
Rang einfachen Bundesrechts (vgl. Gesetz zu dem Ã�bereinkommen der Vereinten
Nationen vom 13. Dezember 2006 Ã¼ber die Rechte von Menschen mit
Behinderungen sowie zu dem Fakultativprotokoll vom 13. Dezember 2006 zum
Ã�bereinkommen der Vereinten Nationen Ã¼ber die Rechte von Menschen mit
Behinderungen vom 21. Dezember 2008, BGBl. II 2008, 1419) und stellt
verbindliches Recht dar. Jedenfalls Art. 13 des Abkommens ist allerdings nicht
unmittelbar anzuwenden. Dem Abkommen kommt gegenÃ¼ber dem nationalen
Recht kein Anwendungsvorrang zu (vom Stein/Rothe/Schlegel
Gesundheitsmanagement, Â§ 23. ArbeitsunfÃ¤higkeit und Behinderung infolge
Krankheit Rn. 20, beck-online). Die oben genannten MaÃ�stÃ¤be zur Auslegung von
Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG tragen den in der Auslegung des Grundgesetzes zu
beachtenden vÃ¶lkerrechtlichen Verpflichtungen jedoch bereits Rechnung (BVerfG,
Beschluss vom 16. Dezember 2021 â�� 1 BvR 1541/20 â��, BVerfGE 160, 79, juris
Rn. 100).
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Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht vor.
Â 

Erstellt am: 21.11.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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